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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 02. KW I 2021 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der Schutz des Lebens gehört zu unserem christlichen Selbstverständnis als Union. Insofern müssen wir 

insbesondere Menschen in Alten- und Pflegeeinrichtungen noch besser schützen - bis die Impfungen 

weiter vorangeschritten sind. Dabei ist für den Erfolg ganz entscheidend, dass Bund, Länder und 

Kommunen gut zusammenarbeiten. Dieser Zusammenarbeit gilt daher unsere volle Konzentration.  

 

Gleichzeitig stehen wir bei Selbständigen und Unternehmen im Wort, unverschuldete wirtschaftliche 

Härten aufgrund der Schutzmaßnahmen pragmatisch abzumildern. Hierzu tauschen wir uns laufend 

mit der Bundesregierung aus und geben Rückmeldungen, die ich auch aus dem Oberbergischen erhalte, 

weiter. 

 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Wir bauen auf starke US-amerikanische Demokratie.  

 

Die Bilder zu den Ausschreitungen im US-Kapitol haben uns alle entsetzt. Dahinter steht eine tiefe 

Spaltung in der amerikanischen Gesellschaft. Die neue Biden-Administration steht vor einer innen-
politischen Mammutaufgabe. Europa und insbesondere wir Deutschen können diesen Prozess 

durch verlässliche und vertrauensvolle Kooperation mit unseren US-amerikanischen Partnern un-
terstützen – vom Klimaschutz über Fragen der Digitalisierung und der Sicherheit bis hin zur Stär-

kung des Freihandels. 
 

Das Thema Zusammenhalt in der Gesellschaft ist aktueller denn je. Wir als Union legen daher – 
nicht erst seit diesen Vorkommnissen – einen ganz großen Schwerpunkt hierauf. 

 
 

 
Wir stehen vor wichtigen politischen Weichenstellungen. 

 

Der anstehende Bundesparteitag der CDU wirft seine Schatten voraus. Wir freuen uns auf eine in-

tensive und spannende Wahl des neuen Parteivorsitzenden - unter Corona-Bedingungen. 
 

Für uns als Fraktion ist wichtig: Die Menschen erwarten von uns, dass wir bis zum letzten Tag der 
Legislaturperiode Sachpolitik machen. Dafür sind wir gewählt. Insbesondere die Bewältigung der 

Pandemie muss absoluten Vorrang haben. Niemand hat Verständnis dafür, ein Dreivierteljahr vor 
der Bundestagswahl den Wahlkampf zu eröffnen. Wir konzentrieren uns daher weiterhin darauf, 

praktische Vorschläge für die Probleme der Bürgerinnen und Bürger zu entwickeln und diese auch 
umzusetzen. 
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II. Die Woche im Parlament  

 

Produktivität, Klimaresilienz und Biodiversität steigern – Agroforstwirtschaft fördern. In dem 
Antrag der Koalitionsfraktionen begrüßen wir, dass auf EU-Ebene die Agroforstwirtschaft in Strate-

gien wie der Hof-auf-den-Tisch-Strategie oder der Biodiversitätsstrategie als Lösungsoption er-
wähnt wird. Agroforstwirtschaft ist die bewusste Einbeziehung von mehrjährigen Holzpflanzen wie 

Bäumen oder Sträuchern in der Landwirtschaft. Des Weiteren fordern wir die Bundesregierung mit 

unserem Antrag auf, Leistungen von Agroforstsystemen zu honorieren und sich für eine finanzielle 
Förderung von Agroforstsystemen noch in der aktuellen Förderperiode der Gemeinsamen Agrar-

politik der EU (GAP) einzusetzen. Mit dem Antrag fordern wir zudem die Schließung bestehender 
rechtlicher Lücken bei der Förderung und bei der Anpflanzung von Agroforstsystemen. Ferner sol-

len Forschung und Wissenstransfer in diesem Bereich ausgebaut werden, um nachhaltige Agro-
forstsysteme zu etablieren. 

 
Bericht der Bundesregierung über die gesetzliche Rentenversicherung, (Rentenversicherungs-

bericht 2020) und Gutachten des Sozialbeirats. Die Bundesregierung stellt in dieser Sitzungswo-
che ihren Rentenversicherungsbericht 2020 vor, der über die aktuelle Lage der Rentenversicherung 

informiert. Im Jahr 2020 sind die gesamten Beitragseinnahmen der allgemeinen Rentenversiche-
rung bis September gegenüber dem Vorjahreszeitraum um rund 1,9 % gestiegen. Für das Jahres-

ende 2020 wird zudem eine Nachhaltigkeitsrücklage von rund 36,3 Mrd. Euro geschätzt. Im Ren-
tenversicherungs-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz ist festgelegt, dass der Bei-

tragssatz bis zum Jahr 2025 den Wert von 18,6 % nicht unterschreiten darf. Ferner ist dort gere-
gelt, dass bis zum Jahr 2025 das Sicherungsniveau vor Steuern nicht unter 48 % und der Beitrags-

satz nicht über 20 % steigen darf („Doppelte Haltelinie“). In der mittleren Variante der Vorausbe-
rechnungen bleibt der Beitragssatz bis zum Jahr 2022 beim aktuellen Wert von 18,6 % stabil. An-

schließend steigt der Beitragssatz auf 19,3 % im Jahr 2023, 19,9 % im Jahr 2025 und 21,5 % im Jahr 
2030. Zum Ende des Vorausberechnungszeitraums im Jahr 2034 beträgt der Beitragssatz 22,4 %. 

Bis zum Jahr 2034 steigen die Renten voraussichtlich um insgesamt rund 32,2 %. Dies entspricht 
einer durchschnittlichen Steigerungsrate von 2,3 % pro Jahr. 

 
Nationale Bioökonomiestrategie. Die Bioökonomie hat zum Ziel, Ökonomie und Ökologie für ein 

nachhaltiges Wirtschaften zu verbinden. Mit der Nationalen Bioökonomiestrategie legt die Bun-
desregierung die Leitlinien und Ziele ihrer Bioökonomiepolitik fest. Die Strategie baut auf der vor-

herigen „Nationalen Forschungsstrategie Bioökonomie 2030“ und der „Nationalen Politikstrategie 

Bioökonomie“ auf, setzt diese fort und bündelt die politischen Aktivitäten der Bundesregierung. 
Dadurch wird ein Rahmen geschaffen, der ein ganzheitliches Agieren zur schlüssigen Entwicklung 

der Bioökonomie ermöglicht. Die Bundesregierung benennt in der Strategie sechs Ziele für die 
künftige Forschungsförderung auf dem Gebiet der Bioökonomie:  

 die Entwicklung bioökonomischer Lösungen für die Nachhaltigkeitsagenda,  

 die Erschließung der Potenziale der Bioökonomie innerhalb ökologischer Grenzen,  

 die Erweiterung und Anwendung des biologischen Wissens,  

 eine nachhaltige Ausrichtung der Ressourcenbasis der Wirtschaft,  

 die Etablierung Deutschlands als führender Innovationsstandort der Bioökonomie sowie  

 die Intensivierung der nationalen und internationalen Kooperationen unter Einbindung der 
Gesellschaft.  

 

Gesetz für ein digitales Wettbewerbsrecht 4.0 (GWB-Digitalisierungsgesetz) sowie Regelung 

zum Kinderkrankengeld. In zweiter und dritter Lesung setzen wir eine EU-Richtlinie zur Stärkung 

der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten in nationales Recht um. Mit dem Gesetz wird das 
System der Kartellrechtsaufsicht in Deutschland an ausgewählten Stellen zielgerichtet gestärkt 

und an die veränderten Anforderungen durch die Digitalisierung der Wirtschaft angepasst. Die 
Vorschriften des GWB-Digitalisierungsgesetzes werden insbesondere in den folgenden Bereichen 

geändert: Ermittlungsbefugnisse der Kartellbehörden, Sanktionen für Kartellrechtsverstöße, Vor-
schriften zum gerichtlichen Bußgeldverfahren, Regelungen zum Kronzeugenprogramm für Kartell-

rechtsverstöße und Amtshilfe für andere Kartellbehörden. Zudem wird die Durchsetzbarkeit von 
Schadensersatzansprüchen aufgrund von Kartellabsprachen verbessert.  
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In diesem Gesetz nehmen wir per Änderungsantrag wegen der Corona-Pandemie eine befristete 

Regelung zum Kinderkrankengeld auf. Mit der auf das Jahr 2021 beschränkten Regelung erhalten 
gesetzlich Krankenversicherte das Kinderkrankengeld pro Kind längstens für 20 Tage, Alleinerzie-

hende für 40 Tage. Dieser Anspruch gilt auch in den Fällen, in denen eine Kinderbetreuung zu 
Hause erforderlich wird, weil die Schule, die Kita oder die Behinderteneinrichtung geschlossen ist 

bzw. für die Klasse oder Gruppe pandemiebedingt ein Betretungsverbot ausgesprochen wurde o-
der die Präsenzpflicht im Unterricht ausgesetzt ist. Das gilt insbesondere auch dann, wenn das 

Kind auf Grund der Empfehlung von behördlicher Seite die Einrichtung nicht besucht hat. In diesen 

Fällen beträgt das Krankengeld 90 Prozent des ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts der Versicher-
ten. Der Anspruch besteht unabhängig davon, ob die geschuldete Arbeitsleistung nicht auch 

grundsätzlich im Homeoffice erbracht werden kann. 
 

 
Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der Braunkohleverstromung 

in Deutschland. Mit dem Beschluss wird die Bundesregierung gemäß § 49 des Kohleausstiegsge-

setzes ermächtigt, den öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der Braun-

kohleverstromung in Deutschland mit den Braunkohleunternehmen zu schließen. Damit der Ver-
trag vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie unterzeichnet werden kann, muss der 

Deutsche Bundestag dem Vertrag zustimmen. Der Vertrag enthält Vereinbarungen zur Stilllegung 
von Braunkohlekraftwerken in zeitlich gestaffelter Reihenfolge bis spätestens zum Jahr 2038 sowie 

die durch den Bund zu zahlenden Entschädigungen an RWE (2,6 Mrd. EUR) und die LEAG (1,75 
Mrd. EUR). Entschädigungen werden nur für Kraftwerksstilllegungen bis 2030 gewährt. Vor dem 

Hintergrund europarechtlicher Vorgaben wurde der bereits im Sommer 2020 vom Kabinett be-
schlossene Vertragsentwurf geringfügig angepasst und nochmals vom Kabinett am 16. Dezember 

2020 verabschiedet. 
 

 

III. Daten und Fakten 

 

75 Jahre UN-Sicherheitsrat. Am 17. Januar 1946 wurde der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
gegründet. Wenige Wochen nach Gründung der UNO traf sich der Sicherheitsrat als wichtigstes 

Untergremium zu seiner konstituierenden Sitzung im Church House der Westminster Abtei in Lon-
don. Erst 1951 zog der Rat in das UNO-Hauptquartier am East River in Manhattan. Die USA, Russ-

land, das Vereinigte Königreich, Frankreich und China haben einen ständigen Sitz im UN-Sicher-
heitsrat. 10 weitere Länder werden für jeweils 2 Jahre als nicht-ständige Mitglieder dazu gewählt. 

Zuletzt hatte Deutschland 2019 und 2020 einen dieser Sitze inne. Seit 1. Januar 2021 sind Estland, 
Indien, Irland, Kenia, Mexiko, Niger, Norwegen, St. Vincent, Tunesien und Vietnam die nichtständi-

gen Mitglieder. Der Sicherheitsrat beschließt unter anderem Sanktionen oder die Blauhelmein-

sätze. Starke Vereinte Nationen sind ein Kernanliegen der deutschen Außenpolitik. Damit er auch 
in Zeiten des Wettbewerbs der Großmächte handlungsfähig bleibt, setzt sich Deutschland weiter 

für eine Reform des Sicherheitsrats ein.  
(Quellen: bundesregierung.de, un.org)  
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